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Institut für Politische Wissenschaft, Universität Heidelberg
Solidarität im vereinten 
Deutschland
Vor nunmehr dreißig Jahren mündete 
der durch die friedliche Revolution in der 
Deutschen Demokratischen Republik 
angestoßene Prozess in der Wiederher-
stellung der Einheit Deutschlands. Damit 
fand ein grundlegender Wandlungs-
prozess statt, welcher in beiden Teilen 
Deutschlands große Kraftanstrengungen 
erforderte. Auch wenn die deutsche Wie-
dervereinigung von zahlreichen Erfolgen 
gekrönt ist, welche sich nicht zuletzt 
darin widerspiegeln, dass das Land seit 
2005 eine Ostdeutsche zur Bundeskanz-
lerin hat, wurden jüngst Stimmen laut, 
die auf anhaltende Trennlinien zwischen 
Ost- und Westdeutschland verwiesen. 
Diese Trennlinien wurden vor allem im 
Zuge des massiven Zuzugs von Geflüch-
teten im Jahr 2015 und den daraus 
resultierenden Veränderungen im Wahl-
verhalten der Bürgerinnen und Bürger in 
Ost- und Westdeutschland offenkundig. 
Die Alternative für Deutschland (AfD), die 
sich in ihren Antworten auf diese sog. 
„Migrationskrise“1 kategorisch von den 
anderen parlamentarischen Parteien 
unterscheidet, erfuhr bei den Landtags-
wahlen 2019 und 2020 in Brandenburg, 
Sachsen und Thüringen deutlich mehr 
Unterstützung als in den westdeutschen 
Bundesländern, weshalb die Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung (31.08.2019) 
die Wahlergebnisse als Ausdruck einer 
„geteilten Republik“ wertete. Die Wahl-
erfolge der AfD in Ostdeutschland legen 
somit nahe, dass das Thema Einwande-
rung die Republik teilt (siehe Reinl, Eder 
& Katsanidou, diese Ausgabe). 
Die bisherige Forschung sucht die 
Ursachen der Spaltung hinsichtlich 
der Solidarität gegenüber Geflüchteten 
primär in Unterschieden hinsichtlich 
sozialer Normen, Einstellungen und dem 
sozioökonomischen Status zwischen 
Ost- und Westdeutschen (Brosig-Koch et 
al. 2011; Gerhards et al. 2018; Lengfeld et 
al. 2020). Sollten diese Faktoren zentral 
sein, hätten sich die Unterschiede zwi-
schen Ost- und Westdeutschen ähnlich 
wie in der Finanzkrise, bei der finanzielle 
Verlustängste im Mittelpunkt standen, 
zeigen müssen. Wie die vorliegende 
Untersuchung zeigt, trifft dies nicht zu. 
Vielmehr entscheidet das Vertrauen 
der Bürger Ost- und Westdeutschlands 
in die Bundesregierung, wie stark die 
Solidarität sbekundung gegenüber 
überschuldeten EU-Mitgliedstaaten 
und Geflüchteten zwischen Ost- und 
Westdeutschland variiert.
So erforderte die Zuwanderung 2015 
ein stärkeres nationales Krisenmanage-
ment (Boin et al. 2016) als die Finanzkrise, 
welche zunächst auf europäischer Ebene 
bearbeitet und anschließend bewältigt 
wurde. 
Unser Hauptaugenmerk gilt der Frage, 
welche Faktoren einen Einfluss darauf 
haben, ob sich Personen solidarisch 
mit Geflüchteten und überschuldeten 
EU-Mitgliedstaaten erklären, und ob 
sich diese Faktoren zwischen Ost- und 
Westdeutschland unterscheiden (vgl. 
Stecker & Debus 2019). Bei beiden Ereig-
nissen liegt der Ursprung der Krisen im 
(nicht-)europäischen Ausland, was sich 
möglicherweise auf die Art auswirkt, 
wie diese wahrgenommen werden, 
und wie sehr sich die Bevölkerung mit 
den Betroffenen solidarisiert. Während 
sich die bisherige Forschung primär 
auf eine der beiden Krisen fokussierte, 
untersucht dieser Beitrag, ob sich die 
allgemeine Solidaritätsbekundung zwi-
schen den beiden Krisen in Ost- und 
Westdeutschland unterscheidet, und ob 
Solidarität begünstigende Einstellungen 
in finanziellen und kulturellen Krisen 
dieselben sind.
Die Unterscheidung zwischen Ost- 
und Westdeutschland basiert auf dem 
Befund, dass mit dem regionalen Wohn-
ort wirtschaftliche, aber auch kulturelle 
Gegebenheiten einhergehen, die eine 
Einstellung hin zu mehr oder weniger 
Solidarität begünstigen können (siehe 
Brosig-Koch et al. 2011). Im alltäglichen 
gesellschaftlichen Miteinander wird 
das Solidaritätsempfinden durch den 
jeweiligen soziökonomischen Kontext 
beeinflusst. Eine aktuelle Umfrage des 
Pew Research Centers (2019) zeigte, 
dass Menschen in Ostdeutschland 
unzufriedener mit der Politik sind und 
die EU und Migration kritischer sehen 
als Menschen in Westdeutschland. Diese 
Einstellungen, die mit dem Wohnort der 
Befragten korrelieren, könnten auch die 
Solidarität in beiden Krisen maßgeblich 
beeinflussen. Dieser Beitrag postuliert, 
dass Menschen, die in Westdeutschland 
leben, unter sonst gleichen Bedingun-
gen solidarischer in der Finanz- und 
Migrationskrise sind, als Menschen, die 
in Ostdeutschland wohnhaft sind.
Zur empirischen Überprüfung der 
erwarteten Zusammenhänge werden 
Daten aus dem GESIS Panel aus den 
Jahren 2013 und 2017 herangezogen. In 
einem ersten Schritt vergleichen wir die 
potentiellen Erklärungen für Solidarität 
in der Finanz- und Migrationskrise, 
woraufhin wir in einem zweiten Schritt 
die Ursachen für Solidarität zwischen 
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West- und Ostdeut schland in der 
Migrationskrise gegenüberstellen. 
Politisches und allgemeines 
Vertrauen als zentrale 
Erklärungsfaktoren für Solidarität
Ähnlich wie bei  v ielen anderen 
politikwissenschaftlichen Konzepten 
gibt es auch zu Solidarität keine ein-
heitliche Definition (Bauder & Juffs 2019). 
Definitionen von Solidarität umspannen 
Konzepte von „Wir-Gefühl“, über die 
Versorgung von Menschen in Not oder 
der allgemeinen Unterstützung des 
Wohlfahrtsstaates bis hin zu kollektivem 
politischem Aktivismus (Koos 2019). 
Dieser Beitrag folgt der Definition von 
Beckert et al. (2004, S.9), die Solidarität 
als die Bereitschaft verstehen, sich inner-
halb eines Sozialgefüges gegenseitige 
Unterstützung und Hilfe zu gewähren 
und Opfer für das Wohlergehen der 
Gruppenmitglieder zu erbringen. Diese 
Definition, die einen Fokus auf das 
institutionalisierte System gegenseiti-
ger Hilfe legt, ist besonders geeignet, 
das Handeln von Personen im gesell-
schaftlichen Kontext zu erklären, da sie 
abstrakte Unterstützungsleistungen in 
den Vordergrund rückt und nicht die 
wechselseitig erbrachten Unterstüt-
zungsleistungen betrachtet (Ciornei & 
Recchi 2017). 
Personen mit einem höheren institu-
tionellen Vertrauen fühlen sich weniger 
durch Krisen bedroht, da sie an die 
Fähigkeit des Parlaments und der Par-
teien glauben, die damit verbundenen 
Probleme zu lösen (Van Oorschot 2008). 
Wenn Staaten stabile Institutionen besit-
zen, denen die Bürgerinnen und Bürger 
vertrauen, sind diese auch eher bereit, 
solidarisch zu sein. Aus diesen Überle-
gungen folgt die erste Hypothese:
H1a: Je höher das Vertrauen in staatliche 




H1b: Je höher das Vertrauen in staatliche 
Institutionen ist, desto höher ist die 
individuelle Solidaritätsbereitschaft 
gegenüber Geflüchteten. 
Ähnlich wie Katsanidou und Eder (2015) 
sollen hier die Effekte unterschieden wer-
den, die von verschiedenen staatlichen 
Institutionen ausgehen. Das Vertrauen in 
das Parlament und in politische Parteien 
entspricht dem allgemeinen institutio-
nellen Vertrauen in die repräsentative 
Demokratie, während das Vertrauen 
in die Regierung das Vertrauen in die 
von der Exekutive getroffenen und 
zu verantwortenden Entscheidungen 
misst. Da die Bundesregierung in Krisen 
eine prominente Rolle einnimmt, ist zu 
erwarten, dass das Vertrauen in diese 
die Solidarität unter den Bürgerinnen 
und Bürgern erhöht. Hierbei müssen 
aber die Unterschiede zwischen beiden 
hier untersuchten Krisen berücksichtigt 
werden. 
Während die Entscheidungen in der 
Finanzkrise primär auf EU-Ebene getrof-
fen wurden (Tosun et al. 2014), waren in 
der Migrationskrise Entscheidungen zum 
Asylverfahren und den Rahmenbedin-
gungen auf nationalstaatlicher Ebene 
angesiedelt. Somit sollte das Vertrauen 
in die Bundesregierung vor allem in der 
Migrationskrise einen Effekt auf Solidari-
tät gegenüber Geflüchteten haben: 
H1c: Je höher das Vertrauen in die Bun-
desregierung, desto höher ist die 
individuelle Solidaritätsbereitschaft 
gegenüber Geflüchteten. 
Wenn das durchschnittliche politische 
Vertrauen in bestimmten Regionen 
hoch ist, sind es andere Faktoren, die 
solidarische Einstellungen erklären, da 
die Bewältigung der Krisen dann weniger 
den politischen Entscheidungsträgern 
zugeschrieben wird. In diesem Zusam-
menhang argumentieren Kroknes et al. 
(2015), dass vor allem jene Regionen, 
deren ökonomische Performanz in der 
Finanzkrise geschwächt wurde, ein gerin-
ges politisches Vertrauen vorweisen. 
Dementsprechend sollte im ökonomisch 
schwächeren Ostdeutschland nicht nur 
ein geringeres politisches Vertrauen 
vorliegen, sondern es sollte auch die 
Solidaritätsbereitschaft entscheidend 
beeinflussen (Brosius et al. 2020). 
H1d: Wenn Befragte in Ostdeutschland 
leben, hat das Vertrauen in die Bun-
desregierung einen stärkeren Ein-
fluss auf die Solidaritätsbereitschaft 
gegenüber Geflüchteten. 
Weiterhin kann erwartet werden, dass 
die Solidarität in einer Krise jene in 
der darauffolgenden Krise beeinflusst. 
Dafür spricht, dass Einstellungen zu 
Solidarität häufig persistent sind und 
nicht anhand des betreffenden Gegen-
stands erneut evaluiert werden (Reiter 
2007). Wenn das politische Vertrauen 
in der Finanzkrise geschwächt wurde 
und zu geringer Solidarität führte, fun-
giert dies als Heuristik für neue Krisen, 
da vergangene Vertrauensverluste bei 
mangelndem Wissen über die Krise 
handlungsleitend werden und eine 
anhaltend niedrige Solidarität begrün-
den. So zeigten Brosius et al. (2020), dass 
vor allem niedriges politisches Vertrauen 
in nationale Entscheidungsträger auf 
supranationale Entscheidungsträger 
über tragen wird, und es damit zu 
einem „Spill-over“ kommt. Hier soll 
die Übertragung von geringer Solidari-
tätsbereitschaft von einer Krise auf die 
andere Krise für durchschnittlich geringe 
politische Vertrauenswerte getestet wer-
den. Allerdings sollte dieser Effekt nur 
für Ostdeutschland vorliegen, da die 
Hypothese das Vertrauen in die Bun-
desregierung in den Mittelpunkt rückt, 
und diese in Ostdeutschland schwächer 
ausgeprägt ist.
H1e: In Ostdeutschland moderiert das 
politische Vertrauen in die Bundesre-
gierung den Effekt der vorangegange-
nen Solidarität in der Finanzkrise auf 
die Solidarität in der Migrationskrise.
Zuletzt sollte das allgemeine Vertrauen 
einen positiven Effekt auf Solidarität in 
beiden Krisen haben (Halvorsen 2007). 
Dem folgend lauten die letzten Hypo-
thesen:
H2a: Je stärker das allgemeine Vertrauen 
ist, desto höher ist die individuelle 
Solidaritätsbereitschaft gegenüber 
überschuldeten EU-Mitgliedstaaten. 
H2b: Je stärker das allgemeine Vertrauen 
ist, desto höher ist die individuelle 
Solidaritätsbereitschaft gegenüber 
Geflüchteten. 
Überblick über die 
Kontrollvariablen
Die dominanten Erklärungsansätze für 
Solidarität können unterteilt werden in 
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sozioökonomische und demographi-
sche Merkmale sowie politische Einstel-
lungen, wie institutionelles Vertrauen 
und politische Ideologie (Koos & Seibel 
2019). Weiterhin wird argumentiert, dass 
sich Personen mit geringem Einkommen 
weniger solidarisch in Krisen zeigen, 
da sie stärker auf den Wohlfahrtstaat 
angewiesen sind und eine höhere 
Wahrscheinlichkeit für Verlustängste 
haben (Gerhards et al. 2019; Lengfeld 
et al. 2020). Dieses Argument basiert 
auf der Annahme, dass sich Personen 
innerhalb eines Sozialgefüges kategori-
sieren können, und dass die Einordnung 
in eine Eigengruppe zur Folge hat, dass 
man den Status der Eigengruppe, der 
in relativer Konkurrenz zu Außengrup-
pen (hier: Geflüchtete, überschuldete 
EU-Mitgliedsstaaten) steht, verbessern 
möchte. Die bisherige Forschung kommt 
jedoch zu dem Ergebnis, dass wirt-
schaftliche Faktoren keine Erklärungs-
kraft für Solidarität in der Finanzkrise 
haben (Bechtel et al. 2014; Gerhards 
et al. 2019). Da in Ostdeutschland eine 
ökonomische Deprivation im Vergleich 
zu Westdeutschland besteht, ist jedoch 
denkbar, dass die Erwerbssituation in 
Ostdeutschland einen Einfluss hat. Wenn 
Personen durch die Krise individuell 
betroffen sind, dann sollte dies ebenfalls 
die Solidarität beeinflussen. Weiterhin 
betont die Forschung zu sozioökono-
mischen Determinanten die Rolle von 
Bildung (Bechtel et al. 2014; Lengfeld et 
al. 2015). 
Zusätzlich gilt es für das Alter (Erwar-
tung: negativer Zusammenhang), das 
Geschlecht (Erwartung: Frauen sind 
solidarischer) und die politische Ein-
stellung (Erwartung: linke Personen sind 
solidarischer) zu kontrollieren (Daniele & 
Geys 2015; Van Oorschot 2008; Verhae-
gen 2014). 
Untersuchungsdesign
Die Datengrundlage für diese Untersu-
chung bilden die GESIS Panel Wellen 
ab (2013) und ea (2017). Das GESIS 
Panel ist eine repräsentative Umfrage 
für Deutschland, in deren Kontext seit 
über sechs Jahren alle zwei Monate 
online und offline 5.400 Personen zu 
aktuellen politischen und gesellschaftli-
chen Thematiken befragt werden (GESIS 
Panel 2019).  
Die Messung von Solidarität mit über-
schuldeten EU-Mitgliedstaaten in der 
Finanzkrise erfolge anhand der Frage, 
ob „überschuldete Mitgliedstaaten aus 
der Eurozone ausgeschlossen werden 
sollten“ (Variable abad094a). Diese 
Aussage wird im Original-Datensatz auf 
einer Likert-Skala mit fünf Ausprägungen 
erfasst. Zur Vereinfachung der Interpre-
tation wird diese Variable hier in binärer 
Ausprägung untersucht.2 Die Messung 
von Solidarität mit Geflüchteten in der 
Migrationskrise er folgt anhand der 
Frage, ob „Geflüchtete eine Bedrohung 
oder Bereicherung für den Wohlstand in 
Deutschland sind“ (Variable eazj112a). 
Auch diese Antwortkategorien werden 
mittels einer binären Variable analy-
siert, die durch das Umcodieren einer 
ursprünglich fünfstuf igen Variable 
gewonnen wurde. Beide zu erklären-
den Variablen zielen auf die finanzielle 
bzw. wirtschaftliche Komponente von 
Solidarität in Krisen ab, sodass sie gut 
miteinander verglichen werden können. 
Bei der ersten abhängigen Variablen 
(Solidarität mit überschuldeten EU-
Staaten) beträgt die Fallzahl 1.892, und 
bei der zweiten abhängigen Variablen 
(Solidarität mit Geflüchteten) 3.084. Da 
das GESIS Panel zur Zeit der Finanzkrise 
noch im Aufbau war und zu geringe Fall-
zahlen aufwies, kann der systematische 
Vergleich der Determinanten für Solidari-
tät nur mit dem Datensatz durchgeführt 
werden, der sich auf die Solidarität 
gegenüber Geflüchteten bezieht. 
Das Messniveau der Variablen sowie 
die Mittelwerte und Standardabwei-
chungen sind in Tabelle 1 aufgeführt. 
Hierbei ist zu beachten, dass für die 
Erklärung von Solidarität in der Finanz-
krise Variablenwerte aus dem Jahr 2013 
herangezogen wurden, während für die 
Migrationskrise Werte aus dem Jahr 2017 
betrachtet werden. 
Da die abhängigen Variablen binär 
Tabelle 1 Deskriptive Statistiken




Solidarität in der Finanzkrise 0-1 0.48 (0.49)
Solidarität in der Migrationskrise 0-1 0.616 (0.48)
Erklärende Variablen
Vertrauen: Bundestag H1ab 1-7 4.11 (1.39) 3.87 (1.50)
Vertrauen: Politische Parteien H1ab 1-7 3.26 (1.21) 3.07 (1.27)
Vertrauen: Bundesregierung H1cde 1-7 3.97 (1.44) 3.72 (1.52)
Allgemeines Vertrauen H2 1-4 3.70 (0.66) 5.33 (2.34)
Wohnort (Ost=1) H1de 0-1 0.19 (0.39) 0.19 (0.39)
Kontrollvariablen
Alter (in Jahren) 19-71 45.52 (14.66) 51.20 (13.97)
Geschlecht (männlich=1) 0-1 0.49 (0.49) 0.48 (0.49)
Erwerbssituation (erwerbstätig=1) 0-1 0.73 (0.44) 0.76 (0.42)
Höchster Schulabschluss 1-4 3.27 (0.78) 3.27 (0.78)
Links-Rechts-Selbsteinstufung 1-7 3.68 (1.23) 4.78 (1.82)
Eigene Betroffenheit in der Finanzkrise 1-5 2.60 (0.88)
Datenbasis: Eigene Berechnungen auf Basis der GESIS Panel Wellen ab (2013) und ea (2017)
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kodiert sind, werden die Hypothesen 
mittels logistischer Regressionsmodelle 
überprüft.
Was bedingt Solidarität in der 
Finanz- und Migrationskrise? 
Die Konfidenzintervallgraphen in Grafik 
1 zeigen, welche Faktoren Solidarität in 
der Finanz- und Migrationskrise erklären. 
Die Grafiken bilden die Konfidenzinter-
valle in relativen Chancen (Odds Ratios) 
ab, d.h. Werte über 1 erhöhen die Chance 
für eine solidarische Einstellung und 
Werte unter 1 verringern diese. Konfiden-
zintervalle, die den Wert 1 ausschließen, 
weisen auf signifikante Effekte auf dem 
95%-Niveau hin. 
Der zentrale Fokus der Untersuchung 
liegt auf dem Einfluss von verschiede-
nen Formen von Vertrauen auf eine 
solidarische Haltung in Krisenzeiten. 
Während das politische Vertrauen in 
die Bundesregierung keinen Effekt auf 
die Solidarität mit überschuldeten EU-
Staaten hat, erhöht das Vertrauen in die 
Bundesregierung die Solidarität gegen-
über Geflüchteten, was die Hypothese 
1c bestätigt. Interessanterweise hat 
das Vertrauen in die Bundesregierung 
mit einem Odds Ratio von 1.3 sogar 
den größten Effekt auf Solidarität. Für 
das Vertrauen in den Bundestag und 
in die politischen Parteien weisen die 
Ergebnisse keine signifikanten Effekte 
aus, so dass die Hypothesen 1a und 1b 
verworfen werden müssen. 
Die zweite Hypothese befasst sich 
mit dem Einfluss von allgemeinem Ver-
trauen auf Solidarität. Die Ergebnisse 
zeigen hier, dass ein hohes allgemeines 
Vertrauen in beiden Krisen mit hoher 
Solidarität einhergeht, was die Hypo-
thesen 2a und 2b bestätigt. 
Zudem sind ältere Menschen solida-
risch mit überschuldeten Ländern. Zur 
Erklärung von Solidarität in der Migra-
tionskrise hat das Alter einer Person 
keinen signifikanten Effekt. Die Chance, 
dass Frauen Geflüchteten Solidarität 
entgegenbringen, ist höher als bei Män-
nern. In der Finanzkrise kann Solidari-
tät nicht durch das Geschlecht erklärt 
werden. Auch die Erwerbstätigkeit hat 
in den vorliegenden Modellen keinen 
signifikanten Effekt auf die Ausprägung 
der abhängigen Variablen. Je linker sich 
die Befragten in ideologischer Hinsicht 
einstufen, desto wahrscheinlicher sind 
sie solidarisch in beiden Krisen. Der Bil-
dungsgrad hat einen signifikanten Effekt 
auf die Solidarität mit überschuldeten 
Staaten, nicht aber auf die Solidarität 
mit Geflüchteten. Letzteres steht im 
Widerspruch zur Kosmopolitismus- und 
Kommunitarismus-Debatte, welche 
nahelegt, dass insbesondere Personen 
mit hoher Bildung als „Grenzöffner“ 
betrachtet werden können (Merkel 2017). 
Weiterhin zeigen die Regressionsmo-
delle, dass Befragte aus Ostdeutschland 
in beiden Krisen eine geringere Solida-
ritätsbekundung aufweisen als Befragte 
aus Westdeutschland. Menschen, die in 
Westdeutschland leben, haben eine 1,5-
fach höhere Chance anzugeben, in der 
Finanz- und Migrationskrise solidarisch 
zu sein als Menschen, die in Ostdeutsch-
land leben. Dies zeigt, dass die regiona-
len Differenzen zwischen Ost und West 
hinsichtlich der Solidaritätsbekundung 
bereits in der Finanzkrise zum Tragen 
gekommen sind. 
Zusammenfassend lässt sich fest-
halten, dass Vertrauen ein zentraler 
Erklärungsfaktor ist. Dabei wirken sich 
das Vertrauen in die Bundesregierung 
sowie das allgemeine Vertrauen positiv 
auf die Solidaritätsbekundungen im 
Zusammenhang mit der Migrationskrise 
aus, während bei der Finanzkrise nur 
das Vertrauen in die Bundesregierung 
hinsichtlich der Solidarisierung mit 
überschuldeten EU-Staaten eine wich-
tige Rolle gespielt hat. Zudem stellen die 
politische Einstellung, der Bildungsab-
schluss und das Geschlecht Faktoren 
dar, die einen signifikanten Einfluss auf 
die Ausprägung der abhängigen Varia-
blen haben. 
Unterscheiden sich die 
Erklärungen von Solidarität 
zwischen Ost- und 
Westdeutschland?
In einem nächsten Schritt gilt es, die 
Analysen separat für Ost- und West-
deutsche durchzuführen, um die verblei-
benden Hypothesen einer empirischen 
Überprüfung unterziehen zu können. 
Wie bereits weiter oben dargelegt, kann 
diese Analyse aus Gründen der Daten-
verfügbarkeit lediglich auf die Solidari-
tätsbekundungen im Zusammenhang 
mit der Migrationskrise im Jahr 2015 
durchgeführt werden. Grafik 2 ist zu 
entnehmen, dass sich die Determinan-
ten für Solidarität in der Migrationskrise 
zwischen Ost- und Westdeutschland 
unterscheiden. 
Besonders auffällig sind die Unter-
schiede hinsichtlich des Einflusses 
von Vertrauen: während allgemeines 
Ver trauen in Westdeutschland die 
Wahrscheinlichkeit für Solidarität in 






Wirtschaftskrise: eigene Betroffenheit (2013)
Bundesland: West Ost (2013)
Vertrauen: Bundesregierung (2013)
Vertrauen: Bundestag (2013)









Vertrauen: Politische Parteien (2017)
Allgemeines Vertrauen (2017)
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Datenbasis: Eigene Berechnungen auf Basis der GESIS Panel Wellen ab (2013) ea (2017)
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der Migrationskrise erhöht, ist es in 
Ostdeutschland das Vertrauen in die 
Bundesregierung. Das Vertrauen in die 
Bundesregierung hat den stärksten 
Effekt zur Erklärung von Solidarität in 
Ostdeutschland, was Hypothese 1d 
bestätigt.
Während sich jüngere Personen in 
Ostdeutschland eher solidarisch mit 
Geflüchteten erklären, spielt das Alter 
in Westdeutschland keine Rolle. In Ost-
deutschland wiederrum gibt es keinen 
Unterschied zwischen Männern und 
Frauen dahingehend, ob sie Geflüchte-
ten Solidarität entgegenbringen, wäh-
rend in Westdeutschland Frauen eine 
signifikant höhere Wahrscheinlichkeit 
hierfür haben. Eine eher linke politische 
Einstellung ist in Ost- und Westdeutsch-
land ein Faktor, der mit Solidarität in 
der Migrationskrise einhergeht. Weder 
die Erwerbssituation, noch der höchste 
Bildungsabschluss oder das Vertrauen 
in politische Parteien sind signifikante 
Faktoren zur Erklärung der Solidarität in 
der Migrationskrise.
In Westdeutschland erhöht Solidari-
tät in der Finanzkrise auch die Solida-
rität in der Migrationskrise, so dass wir 
eine Interdependenz zwischen beiden 
Krisenmomenten und deren Auswirkun-
gen auf Solidarität konstatieren können. 
Mit einem standardisierten Koeffizien-
ten von 2.73 Standardabweichungen 
hat dies sogar den größten Einfluss zur 
Erklärung der Solidarität in der Migrati-
onskrise. Für Ostdeutschland kann die-
ser Zusammenhang auf einem 10%igen 
Signifikanzniveau bestätigt werden. Das 
niedrigere Signifikanzniveau lässt sich 
wahrscheinlich auf die vergleichsweise 
geringe Fallzahl zurückführen. Um die 
„Spill-over“-Effekte von Solidarität zwi-
schen Krisen sowie den moderierenden 
Effekten von politischem Vertrauen 
näher zu betrachten, gilt es, einen 
entsprechenden Interaktionsterm zu 
berechnen. Die darauf beruhenden 
vorhergesagten Wahrscheinlichkei-
ten sind der Grafik 3 zu entnehmen. 
Diese zeigen, dass Westdeutsche, die 
überschuldete Mitgliedsstaaten in der 
Finanzkrise nicht ausschließen wollten, 
eine erwartete Wahrscheinlichkeit von 
73-75% haben, im Zusammenhang mit 
der Migrationskrise anzugeben, dass 
sie solidarisch sind. Die vorhergesag-
ten Wahrscheinlichkeiten reduzieren 
sich um 20 %-Punkte, wenn sie in der 
Finanzkrise nicht solidarisch mit den 
überschuldeten EU-Staaten waren. Das 
politische Vertrauen in die Bundesregie-
rung hat jedoch keinen moderierenden 
Effekt. 
Anders verhält es sich in Ostdeutsch-
land, wo steigendes Vertrauen in die 
Bundesregierung den Effekt von Soli-
darität in der Finanzkrise auf jene in der 
Migrationskrise erhöht. Ostdeutsche, 
die angaben, im Zuge der Finanzkrise 
solidarisch gewesen zu sein, haben bei 
steigendem Vertrauen in die Bundesre-
gierung eine um 24 %-Punkte erhöhte 
Wahrscheinlichkeit für Solidarität in der 
Migrationskrise. 
Die Ergebnisse zur Migrationskrise 
legen die Vermutung nahe, dass sich 
die Ursachen für Solidarität in Ost- und 
Westdeutschland unterscheiden. Wäh-
rend in Ostdeutschland das politische 
Vertrauen der Befragten die Wahrschein-
lichkeit erhöht, Geflüchtete als Bereiche-
rung für die Wirtschaft wahrzunehmen, 
ist es in Westdeutschland das allgemeine 
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Vertrauen, welche die Unterstützung von 
Geflüchteten erklärt. Demzufolge kann 
eine Stärkung des Vertrauens in die 
Bundesregierung in Ostdeutschland zu 
einer signifikanten Erhöhung der Solida-
rität mit Geflüchteten führen, während 
das allgemeine Vertrauen, welches in 
Westdeutschland ein zentraler Erklä-
rungsfaktor darstellt, nur schwer extern 
beeinflusst werden kann.
Zur Überprüfung der Robustheit der 
Ergebnisse werden in Grafik 4 die Soli-
daritätseinstellungen nach Bundeslän-
dern in ein Streudiagramm abgetragen. 
Sollten makroökonomische Faktoren die 
individuellen Erklärungen überlagern, 
müssten wir in ökonomisch vergleich-
baren Bundesländern auch ähnliche 
Solidaritätswerte sehen und in den 
wirtschaftlich stärksten Ländern auch 
die höchsten Solidaritätswerte finden. 
Der Grafik ist zu entnehmen, dass alle 
Bundesländer in der Finanzkrise eine 
durchschnittlich höhere Solidarität auf-
weisen als in der Migrationskrise. Wäh-
rend die durchschnittliche Solidarität 
in der Finanzkrise in Westdeutschland 
52% beträgt, sind es in Ostdeutschland 
39%. In der Migrationskrise ist die durch-
schnittliche Solidarität in Ostdeutsch-
land bei 19%, in Westdeutschland liegt 
sie bei 36%, d.h. die Solidarität in der 
Migrationskrise ist in den westdeutschen 
Bundesländern fast doppelt so hoch wie 
in Ostdeutschland.
In allen ostdeutschen Bundesländern 
‒ mit Ausnahme von Berlin ‒ ist der 
Anteil der Bürgerinnen und Bürger, die 
sich nicht solidarisieren, höher als der 
Anteil, der sich solidarisiert. Aufgrund 
dessen siedeln sich die ostdeutschen 
Bundesländer in beiden Krisen im 
unteren Drittel des Streudiagramms 
an. Mecklenburg-Vorpommern ist eine 
besonders auffällige Beobachtung, da 
die durchschnittliche Solidarität in bei-
den Krisen das Minimum der Verteilung 
bildet. Dass sich Ost- und Westdeutsch-
land insgesamt in ihrer durchschnittli-
chen Solidarität unterscheiden, kann 
jedoch nicht auf Ausreißer zurückge-
führt werden: Die Standardabweichung 
zwischen den neuen Bundesländern ist 
in der Migrationskrise sogar geringer 
als jene in den alten Bundesländern, in 
der Finanzkrise ist sie mit einem Wert 
von 8,3 um 1,9 %-Punkte höher als in 
Westdeutschland. Es lässt sich also 
festhalten, dass die regionale Unter-
teilung in Ost- und Westdeutschland 
empirisch sinnvoll ist und nicht durch 
Merkmale einzelner Bundesländer über-
lagert wird.
Zudem zeigt die Grafik, dass die Vertei-
lung der Bundesländer vergleichsweise 
gleichmäßig entlang der eingezeichne-
ten Geraden streut. Das bedeutet, dass 
bei einem Großteil der Bundesländer 
die Solidarität in der Finanzkrise mit der 
Befürwortung von Migration korreliert 
und ein Zusammenhang zwischen der 
Solidarität in beiden Krisen besteht. Dies 
unterstreicht das „Spill-over“-Argument, 
d.h. dass die zeitliche Einbettung zum 
Verständnis von Krisenreaktionen wich-
tig ist. Mit den vorliegenden Daten und 
Methoden kann jedoch nicht zuverlässig 
geprüft werden, ob die Aufeinanderfolge 
der Krisen dazu führte, dass die letzte 
noch in die aktuelle Krise wirkt. 
Fazit
Dieser Beitrag konnte zeigen, dass Ins-
titutionen und das Vertrauen in diese 
eine wichtige Rolle für die Erklärung 
von Solidarität mit Hilfsbedürftigen 
in transnationalen Krisen spielen. In 
Ostdeutschland ist insbesondere das 
Vertrauen der Befragten in die Bun-
desregierung von zentraler Bedeutung, 
wohingegen Befragte in Westdeutsch-
land eher solidarisch sind, wenn sie 
über ein hohes Maß an allgemeinem 
Vertrauen verfügen. Dieses interessante 
Ergebnis ist vor allem dadurch politisch 
relevant, da angenommen werden kann, 
dass das Vertrauen in die Bundesregie-
rung einfacher zu beeinflussen ist als das 
allgemeine Vertrauen. Damit bietet sich 
die probate Möglichkeit, die Solidarität 
der Bevölkerung, insbesondere in Ost-
deutschland, positiv zu beeinflussen. 
Die Bundesregierung sollte direkter die 
Entscheidungssituationen und die kor-
respondierenden Handlungsoptionen 
der Bevölkerung kommunizieren. Wenn 
sie umfassend und transparent über 
Entscheidungen in Krisen informiert, 
dann hätte sie die Möglichkeit, mehr Ver-
ständnis für ihr Handeln zu erreichen und 
damit den Grundstein für eine Stärkung 
des sozialen Zusammenhaltes zu legen, 
welcher jüngst als gefährdet angesehen 
wurde (vgl. Bochmann & Döring 2020). 
Diese Betrachtungsweise setzt trans-
parente politische Kommunikation als 
vertrauensbildende Maßnahme voraus. 
Die Untersuchung zeigt darüber 
hinaus, dass die Forschung zu politi-
schen Einstellungen von einer syste-
matischen Erfassung von Institutionen 
profitieren kann, um den Umgang mit 
Krisen zu erklären. Gleichzeitig kann die 
Grafik 4 Die durchschnittliche Solidarität in der Finanz- und Migrationskrise von 
Bundesländern
 Datenbasis: Eigene Berechnungen auf Basis der GESIS Panel Welle ab (2013) und ea (2017)
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Institutionenforschung ihre praktische 
Bedeutung weiter erhöhen, indem sie 
die Bedeutung von Institutionen für 
gesellschaftliche Dynamiken betont. 
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1 Der Begriff „Krise“ kann zum einen verwen-
det werden, um zum Ausdruck zu bringen, 
dass es sich um ein außergewöhnliches 
Ergebnis handelt, welches zeitnah adres-
siert werden muss (vgl. Boin et al. 2016). 
Zum anderen wird der Begriff auch stra-
tegisch gewählt, um ein Thema zu emo-
tionalisieren und damit Unterstützung zu 
mobilisieren (vgl. Boin et al. 2009). Dieser 
Beitrag verwendet „Krise“ entsprechend 
der ersten Perspektive. 
2 Die Ergebnisse bleiben robust, wenn die 
Originalskalen verwendet werden. Beim 
Vergleich der beiden Krisen gibt es nur eine 
Abweichung in den Kontrollvariablen, beim 
Vergleich von Ost- und Westdeutschland 
ist in der OLS-Regression der Effekt für das 
Vertrauen in die Regierung in Westdeutsch-
land signifikant. Da die Diagnostik der 
OLS-Annahmen zeigt, dass diese Modelle 
nicht zur Datenstruktur passen, werden 
die Ergebnisse der logistischen Regression 
präsentiert. 
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